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Der Deutsche Anwaltverein (DAV) ist der freiwillige Zusammenschluss der deutschen 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte. Der DAV mit seinen gut 62.000 Mitgliedern 

vertritt die Interessen der deutschen Anwaltschaft auf nationaler, europäischer und 

internationaler Ebene.  

 

Kurzzusammenfassung 

 

Die Beschwerdeführerin wendet sich gegen Entscheidungen des Landgerichts Berlin zu 

einem außergerichtlichen Kostenerstattungsanspruch für ihre Tätigkeit als 

Inkassodienstleister zur Durchsetzung der Mietpreisbremse mit den Mitteln von Legal 

Tech. Mit ihrer Klage hatte sie beim Landgericht Berlin auch im Berufungsverfahren 

keinen Erfolg. Das Landgericht wies die Berufung nach Anhörung der 

Beschwerdeführerin nach § 522 Abs. 2 ZPO als offensichtlich unbegründet zurück. Das 

Urteil ist auf drei selbständig tragende Gründe gestützt. Im dritten tragenden Grund 

macht das Landgericht geltend, dem materiell-rechtlichen Kostenerstattungsanspruch 

stehe eine Verletzung der Schadensminderungspflicht aus § 254 Abs. 2 BGB 

gegenüber. Die Beauftragung eines Inkassobüros sei im konkreten Fall zur Wahrung 

und Durchsetzung der Rechte des Mieters nicht erforderlich und zweckmäßig gewesen. 

Ein vor der Zurückweisung gestelltes Ablehnungsgesuch hat die mit der Sache befasste 

Kammer des Landgerichts Berlin gleichzeitig mit der Begründung zurückgewiesen, es 

sei offensichtlich unzulässig. 

 

Der DAV hält die Verfassungsbeschwerde für begründet, soweit sie geltend macht, mit 

der Verwerfung des Ablehnungsgesuchs liege ein Verstoß gegen Art. 101 Abs. 1 Satz 2 

GG vor. Die abgelehnten Richter können nur in eng begrenzten Ausnahmefällen über 

einen gegen sie gerichteten Ablehnungsantrag selbst entscheiden. Ein solcher 

Ausnahmefall lag nicht vor, weil die Entscheidung der Kammer des Landgerichts eine 

Prüfung der Beurteilung des eigenen Verhaltens – nämlich die Ablehnung eines 

Fristverlängerungsantrags – voraussetzte.  

 

Im Übrigen hält der DAV die Verfassungsbeschwerde für unbegründet.  
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Die Zurückweisung der Berufung durch Beschluss nach § 522 Abs. 2 ZPO kann zwar 

gegen das Gebot des effektiven Rechtschutzes verstoßen, wenn dadurch der Zugang 

zur Revision als nächster Instanz unzumutbar eingeschränkt wird. Dies setzt eine 

objektiv willkürliche Auslegung der Voraussetzungen des § 522 Abs. 2 Satz 1 ZPO 

voraus. Dies kann dem Landgericht jedoch nicht vorgeworfen werden. Da das Urteil auf 

drei selbständig tragende Gründe gestützt wurde, müssten die Voraussetzungen für 

eine Zulassung der Revision zu jedem der drei tragenden Gründe vorliegen. Dies ist 

nach Auffassung des Verfassungsrechtsausschusses jedoch nicht der Fall. Zumindest 

hinsichtlich der dritten tragenden Begründung der fehlenden Erforderlichkeit einer 

Beauftragung eines Inkassodienstleisters fehlt es an einem Revisionszulassungsgrund. 

Vielmehr geht es dabei um die Rechtsanwendung in einem Einzelfall.  

 

Auch soweit die Verfassungsbeschwerde geltend macht, die Zurückweisung der 

Berufung verstoße gegen das Willkürverbot, ist dem nicht zu folgen. Dafür reicht eine 

fehlerhafte Rechtsanwendung nicht aus. Vielmehr darf die Begründung der 

Entscheidung unter keinem Aspekt rechtlich vertretbar sein, so dass sich der Schluss 

aufdrängt, die Entscheidung beruhe auf sachfremden Erwägungen. Auch dies ist 

jedenfalls bezogen auf die dritte tragende Begründung des Landgerichts nicht der Fall. 

Vielmehr handelt es sich insoweit um eine vertretbare Würdigung der Tatsachen durch 

das Landgericht in einem Einzelfall.  

 

I. Sachverhalt 
 

Die Beschwerdeführerin (früher: M., heute: L.) wendet sich mit einer 

Verfassungsbeschwerde gegen zwei Entscheidungen des Landgerichts Berlin. Es geht 

um einen außergerichtlichen Kostenerstattungsanspruch für die Tätigkeit von M. zur 

Durchsetzung der Mietpreisbremse in Berlin. 

 

1. Die Beschwerdeführerin ist eine für Inkassodienstleistungen registrierte Person. Sie 

richtet sich mit ihrem Dienstleistungsangebot primär an Mieter von Wohnraum, 

insbesondere zur Durchsetzung der sogenannten Mietpreisbremse nach § 556 d Abs. 1 

BGB. Auf ihrer Website bietet sie einen „Mietpreisrechner“ an, mit dem ein Verstoß 

gegen die „Mietpreisbremse“ überprüft werden kann. Die Nutzung des 

Mietpreisrechners ist kostenlos.  



Seite 5 von 17 

Auf der Website wird dafür geworben, nach der Nutzung des Mietpreisrechners die 

Beschwerdeführerin mit der Durchsetzung der Mietpreisbremse zu beauftragen. Zu 

diesem Zweck wird ein Geschäftsbesorgungsvertrag abgeschlossen. Danach tritt der 

Mieter die Ansprüche auf Rückzahlung zu viel gezahlter Miete beschränkt auf vier 

Monatsmieten an die Beschwerdeführerin ab, so dass die Beschwerdeführerin die 

Ansprüche in eigenem Namen geltend machen kann. Als Gegenleistung stehen der 

Beschwerdeführerin ein Betrag in Höhe von 1/3 der ersparten Jahresmiete („Provision“) 

sowie eine Vergütung entsprechend dem Rechtsanwaltsvergütungsgesetz („RVG-

Gebühr“) zu. Der Mieter tritt seinen Anspruch gegen den Vermieter auf Schadensersatz 

und Erstattung der RVG-Gebühr an die Beschwerdeführerin ab. Kann die 

Beschwerdeführerin den Anspruch gegen den Vermieter nicht durchsetzen, macht sie 

die vereinbarte Vergütung gegen den Mieter nicht geltend. 

 

2. Im zugrundeliegenden Fall beauftragte der Mieter nach Nutzung des 

Mietpreisrechners die Beschwerdeführerin mit der Durchsetzung der Ansprüche. Mit 

Schreiben vom 11.02.2017 rügte die Beschwerdeführerin die Höhe der Miete 

gegenüber dem Vermieter und forderte Auskunft und Rückerstattung zu viel gezahlter 

Miete. Nach Ablauf der ursprünglich gesetzten Frist wurde noch ein Mahnschreiben 

erstellt. Der Vermieter kam daraufhin dem Auskunftsverlangen nach und stimmte der 

Herabsetzung der Miete sowie einer Rückerstattung zu. Er weigerte sich jedoch, die 

RVG-Gebühr in Höhe von € 1.173,82 zu bezahlen. 

 

3. Die Beschwerdeführerin erhob daraufhin Klage beim Amtsgericht Tiergarten. Sie 

wurde mit Urteil vom 25.04.2018 abgewiesen. 

 

Das Amtsgericht ging dabei von einem Pflichtenverstoß des Vermieters und einem dem 

Grunde nach bestehenden Schadensersatzanspruch auf Kostenerstattung aus. Die 

Beauftragung der Beschwerdeführerin für das Rügeschreiben vom 11.02.2017 sei 

jedoch nicht erforderlich gewesen, da es sich um einen einfachen Fall gehandelt habe. 

Der Mieter habe zunächst selbst seine Ansprüche geltend machen und die 

erforderlichen Informationen vom Vermieter einholen können. Die ortsübliche 

Vergleichsmiete hätte er dem Onlinemietspiegel 2017 entnehmen können. Der Mieter 

habe seine Rechte zunächst selbständig gegenüber dem Vermieter geltend machen 

müssen. Es sei nichts dafür vorgetragen, dass der Mieter aufgrund eines 
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vorangegangenen Konfliktes mit Widerstand des Vermieters habe rechnen müssen. 

Selbst wenn ein Schadensersatzanspruch dem Grunde nach bejaht werde, sei er 

wegen schuldhafter Verletzung der Schadensminderungsobliegenheit nach § 254 Abs. 

2 BGB auf Null reduziert. 

 

4. Die Beschwerdeführerin legte gegen dieses Urteil Berufung zum Landgericht Berlin 

ein. 

 

Eine Woche nach Übermittlung der Berufungsbegründung erging am 03.07.2018 ein 

Hinweisbeschluss des Landgerichts nach § 522 Abs. 2 ZPO, wonach die Kammer 

beabsichtige, die Berufung als „offensichtlich unbegründet“ zurückzuweisen. 

Entsprechend der Regelung in § 522 Abs. 2 Satz 2 ZPO wurden die Gründe dafür 

benannt und der Beschwerdeführerin eine Äußerungsfrist gesetzt. Im Hinweisbeschluss 

gab das Landgericht drei selbständige, voneinander unabhängige Gründe für die 

offensichtliche Unbegründetheit der Berufung an. 

 

Zum ersten wurde geltend gemacht, die Beschwerdeführerin sei nicht aktiv legitimiert. 

Die Abtretung des Kostenerstattungsanspruchs sei wegen eines Verstoßes gegen ein 

gesetzliches Verbot nach § 134 BGB i.V.m §§ 2, 3, 5 und 10 RDG nichtig.  

 

Zum zweiten sei kein Vergütungsanspruch entstanden. Dies folge aus den Allgemeinen 

Geschäftsbedingungen, wonach für den Mieter keine Kosten entstünden, wenn die 

Bemühungen der Beschwerdeführerin nicht vollständig erfolgreich seien. Da die Miete 

reduziert und Überzahlungen zurückgezahlt worden seien, liege eine nur teilweise 

erfolgreiche Tätigkeit vor. Eine Vergütung sei bei kundenfreundlichster Auslegung nur 

bei einer vollständig erfolgreichen Geltendmachung geschuldet. 

 

Zum dritten sei ein Kostenerstattungsanspruch aufgrund mitwirkenden Verschuldens 

nach § 254 Abs. 2 BGB nicht entstanden. Ein vernünftig und wirtschaftlich denkender 

Mieter hätte die Beschwerdeführerin nicht zu deren nicht unerheblichen Kosten 

beauftragt, ohne zuvor selbst eine Rüge auszusprechen. Eine Rüge sei zumindest nach 

der kostenfreien Nutzung des Mietpreisrechners unschwer möglich gewesen. In diesem 

Fall wären die geltend gemachten Kosten nicht entstanden. 
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Den Hinweisbeschluss nahm die Beschwerdeführerin zum Anlass für einen Antrag auf 

Ablehnung wegen Besorgnis der Befangenheit gegen die Mitglieder der Zivilkammer. 

U.a. wurde geltend gemacht, die Sprache des Hinweisbeschlusses erwecke den 

Anschein, dass die Kammermitglieder bereits festgelegt und weiteren Argumenten nicht 

mehr aufgeschlossen seien. Die Zivilkammer verkenne zudem grob die 

Voraussetzungen des § 522 Abs. 2 ZPO. 

 

Außerdem nahm die Beschwerdeführerin innerhalb der ihr gesetzten Frist zum 

Hinweisbeschluss Stellung.  

 

 

5. Mit Beschluss vom 26.07.2018 verwarf die Zivilkammer selbst das 

Ablehnungsgesuch vom 18.07.2018 als unzulässig. Zur Begründung wurde geltend 

gemacht, das Ablehnungsgesuch richte sich gegen den gesamten Spruchkörper und 

sei schon deshalb offensichtlich unzulässig. Weiter sei der Antrag offensichtlich 

unzulässig, weil Gründe, die die Besorgnis der Befangenheit begründen könnten und 

einen nachvollziehbaren Bezug zum Rechtsstreit aufwiesen, nicht substantiiert 

vorgetragen seien.  

 

Mit weiterem einstimmigen Beschluss vom 26.07.2018 wurde außerdem die Berufung 

nach § 522 Abs. 2 Satz 1 ZPO zurückgewiesen. Der Beschluss wurde auf die drei 

selbständig tragenden Gründe aus dem Hinweisbeschluss gestützt. Das Landgericht 

machte weiter geltend, die Rechtssache weise weder grundsätzliche Bedeutung auf 

noch erfordere die Fortbildung des Rechts oder die Sicherung einer einheitlichen 

Rechtsprechung eine Entscheidung des Berufungsgerichts. (§ 522 Abs. 2 Nr. 2 und 3 

ZPO). Das Landgericht führte dazu aus, soweit es um die Rechtsfragen um die 

Erbringung von Rechtsdienstleistungen durch Legal Tech-Unternehmen und deren 

Vereinbarkeit mit dem RDG ankomme, seien sie bislang höchstrichterlich nicht 

vollständig geklärt. Ob insoweit Gründe für eine Revisionszulassung vorlägen, könne 

offen bleiben. Die Zurückweisung der Berufung sei auch selbstständig darauf gestützt, 

dass die tatbestandlichen Voraussetzungen des vertraglichen Vergütungsanspruchs 

nicht vorlägen und die kostenpflichtige Beauftragung der Beschwerdeführerin durch den 

Mieter aufgrund der besonderen Umstände des Einzelfalls nicht erforderlich gewesen 
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sei. Angesprochen sind damit die zweite und dritte selbständig tragende Begründung 

des Zurückweisungsbeschlusses. 

 

Gegen den Zurückweisungsbeschluss erhob die Beschwerdeführerin eine 

Anhörungsrüge nach § 321 a Abs. 2 ZPO. Mit ihr machte sie geltend, in ihrem Anspruch 

auf rechtliches Gehör verletzt zu sein. Im Wesentlichen brachte sie vor, die willkürliche 

Anwendung von § 522 Abs. 2 Satz 1 ZPO führe dazu, dass die gesetzlich vorgesehene 

mündliche Verhandlung unterbleibe. Darin liege ein Verstoß gegen den Anspruch auf 

rechtliches Gehör. Zudem sei zentraler Vortrag von ihr u.a. zur dritten tragenden 

Begründung nicht berücksichtigt worden. Sie habe auf einen Referentenentwurf zur 

Novelle der Mietpreisbremse hingewiesen. In der Begründung zu diesem 

Gesetzentwurf heiße es, für die Mieter habe es sich als schwierig erwiesen, Tatsachen 

vorzutragen, auf denen die Beanstandung der vereinbarten Miete beruhe. Die dafür 

notwendige Recherche bzw. ein notwendiges Auskunftsverlangen gegenüber dem 

Vermieter halte den Mieter oftmals davon ab, seine Rechte geltend zu machen. Dies 

stelle die vom Landgericht bezweifelte Erforderlichkeit ihrer Beauftragung in Frage. 

 

Die Anhörungsrüge wurde vom Landgericht mit Beschluss vom 24.01.2019 

zurückgewiesen. Zur Begründung führte es aus, eine Verkürzung des Anspruchs auf 

Gewährung rechtlichen Gehörs liege nicht vor. Die von ihr gerügte Wahl des 

Beschlussverfahrens nach § 522 Abs. 2 ZPO sowie die materielle Unrichtigkeit der 

angefochtenen Entscheidung begründe keine Gehörsverletzung. Die Kammer halte 

auch unter Berücksichtigung und erneuter Überprüfung des gesamten Tatsachenstoffes 

einschließlich der Rügebegründung an der Auffassung fest, dass die Berufung aus den 

Gründen der angefochtenen Entscheidung offensichtlich unbegründet gewesen sei.  

 

5. Gegen diese Entscheidungen des Landgerichts richtet sich die 

Verfassungsbeschwerde.  

 

Sie macht geltend, die drei selbständig tragenden Begründungen des 

Zurückweisungsbeschlusses beruhten auf einer objektiv willkürlichen und die 

Berufsfreiheit missachtenden Auslegung und Anwendung des Rechts. Auch die 

Voraussetzungen einer Zurückweisung der Berufung nach § 522 Abs. 2 Satz 1 ZPO 

seien objektiv willkürlich verkannt worden. Die Verneinung einer rechtsgrundsätzlichen 
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Bedeutung führe zudem dazu, dass ihr der gesetzliche Richter entzogen sei. Die 

rechtsfehlerhafte Anwendung des § 522 Abs. 2 Satz 1 ZPO mit dem Unterlassen einer 

mündlichen Verhandlung verletze die Beschwerdeführerin in ihrem Anspruch auf 

rechtliches Gehör aus Art. 103 Abs. 1 GG.  

 

Der Beschluss enthalte zudem unwahre Tatsachenbehauptungen und abwertende 

Meinungsäußerungen, die sie in ihrem Grundrecht auf Berufsfreiheit verletzten. 

 

Die Verwerfung des Ablehnungsgesuchs der Beschwerdeführerin mit Beschluss vom 

18.07.2018 als offensichtlich unzulässig entziehe ihr zudem den gesetzlichen Richter 

nach Art. 101 Abs. 1 Satz 2 GG. Die Verwerfung beruhe auf einer willkürlichen 

Anwendung des § 45 ZPO. Das Ablehnungsgesuch habe sich nicht gegen den 

Spruchkörper, sondern gegen die ihm angehörenden Richter gerichtet, da alle Richter 

den Hinweisbeschluss unterzeichnet hätten.  

 

Gegen die Zurückweisung der Anhörungsrüge bringt sie vor, sie beruhe auf einer 

willkürlichen Anwendung von § 321 a Abs. 1 ZPO. Das Landgericht sei zwar von dem 

richtigen Prüfungsmaßstab ausgegangen, dass eine verfehlte Anwendung von § 522 

Abs. 1 ZPO das Äußerungsrecht einer Partei ausschließe oder verkürze. Diesen 

Beurteilungsmaßstab habe das Landgericht jedoch nicht angewendet, weil es gerade in 

der Wahl des Beschlussverfahrens nach § 522 Abs. 2 ZPO keine Gehörsverletzung 

gesehen habe. Zudem verletze die Zurückweisung der Anhörungsrüge selbständig den 

Anspruch der Beschwerdeführerin auf rechtliches Gehör. Den Verstoß sieht sie 

bezogen auf die dritte tragende Begründung vor allem darin, dass auch in diesem 

Beschluss nicht auf die Begründung des Mietpreisanpassungsgesetzes und damit auf 

die Erkenntnisse des im Gesetzgebungsverfahren beteiligten Justizministeriums 

eingegangen worden sei. 

 

II. Rechtslage 

Der Verfassungsrechtsausschuss des DAV hält die Verfassungsbeschwerde für 

begründet, soweit sie einen Verstoß gegen Art. 101 Abs. 1 Satz 2 GG aufgrund der 

Verwerfung des Ablehnungsgesuches rügt. Im Übrigen hält er sie für unbegründet. 
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1. Verwerfung des Ablehnungsgesuchs und gesetzlicher Richter, Art. 101 Abs. 1 

Satz 2 GG 

 

Die Verwerfung des Ablehnungsgesuchs als offensichtlich unzulässig durch die 67. 

Zivilkammer des Landgerichts Berlin verstößt gegen Art. 101 Abs. 1 Satz 2 GG.  

 

a) Bei der Entscheidung über ein Ablehnungsgesuch darf nach § 45 Abs. 1 ZPO der 

abgelehnte Richter nicht mitwirken. Damit wird dem Umstand Rechnung getragen, dass 

es an der inneren Unbefangenheit und Unparteilichkeit eines Richters fehlen wird, wenn 

er über die vorgetragenen Gründe seiner angeblichen Befangenheit selbst entscheiden 

muss (BVerfG, NJW-RR 2008, 512). Nach ständiger Rechtsprechung der ordentlichen 

Gerichte kann der abgelehnte Richter jedoch selbst über das Ablehnungsgesuch 

entscheiden, wenn es wegen Rechtsmissbrauches als offensichtlich unzulässig zu 

verwerfen ist.  

 

Mit Art. 101 Abs. 1 Satz 2 GG ist dies nur dann vereinbar, wenn die Prüfung keine 

Beurteilung des eigenen Verhaltens des abgelehnten Richters voraussetzt und deshalb 

eine Entscheidung in eigener Sache wäre. Dies ist dann nicht der Fall, wenn die 

vorgetragenen Gründe gänzlich ungeeignet sind, die Besorgnis der Befangenheit zu 

begründen. Dies gilt etwa für die Mitwirkung an einem anderen Verfahren mit 

vergleichbarem Gegenstand (vgl. BVerfG, B.v. 18.12.2018 – 2 BvR 1265/18 -, juris). 

Nicht jede fehlerhafte Handhabung des einfachen Rechts ist jedoch zugleich ein 

Verfassungsverstoß. Ein Verstoß gegen Art. 101 Abs. 1 Satz 2 GG liegt deshalb erst 

dann vor, wenn die Annahme des abgelehnten Richters, über das Ablehnungsgesuch 

selbst entscheiden zu dürfen, im Einzelfall willkürlich oder offensichtlich unhaltbar ist 

oder die Bedeutung und Tragweite der Verfassungsgarantie des Art. 101 Abs. 1 Satz 2 

GG grundlegend verkennt (BVerfG, B.v. 20.07.2007 – 1 BvR 3084/06 -, juris Rn. 21).  

 

b) Nach diesem Maßstab ist die Entscheidung des Landgerichts nicht mit Art. 101 Abs. 

1 Satz GG vereinbar.  

 

Das Landgericht hat sich im Wesentlichen auf zwei Gründe gestützt. Zum einen hat es 

geltend gemacht, die Ablehnung richte sich gegen den gesamten Spruchkörper. Dies 

sei unzulässig. Zum zweiten hat es geltend gemacht, die für das Ablehnungsgesuch 
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gegebene Begründung sei zu seiner Rechtfertigung völlig ungeeignet und beruhe im 

Kern auf offensichtlich unzutreffendem Sachvortrag.  

 

Der erste Grund greift nicht durch. Der Ablehnung eines Spruchkörpers ist zwar 

unzulässig. Zulässig ist aber die Ablehnung aller Richter bei einem identischen 

Ablehnungsgrund. Da das Ablehnungsgesuch auf die von der 67. Zivilkammer im 

Hinweisbeschluss vertretene Rechtsauffassung gestützt wird, ist es als Ablehnung aller 

Richter eines Spruchkörpers jedenfalls wegen teilweise identischer Ablehnungsgründe 

aufzufassen.  

 

Auch der zweite Begründungsstrang rechtfertigt die Annahme offensichtlicher 

Unzulässigkeit nicht. Richtig ist zwar, dass allein die Äußerung einer bestimmten 

Rechtsauffassung im Hinweis nach § 522 Abs. 2 Satz 2 ZPO ungeeignet für die 

Begründung von Besorgnis der Befangenheit ist. Das Ablehnungsgesuch war jedoch 

u.a. auch auf den Vorwurf gestützt, der Beschwerdeführerin sei eine zu knappe Frist für 

die Stellungnahme zu den Hinweisen gesetzt worden. Ob dies der Sache nach 

Besorgnis der Befangenheit begründen kann, ist zwar in hohem Maße zweifelhaft. Eine 

Befassung mit diesem Ablehnungsgrund setzt jedoch eine Beurteilung des eigenen 

Verhaltens der abgelehnten Richter voraus. Dies ist mit Art. 101 Abs. 2 Satz 1 GG nicht 

vereinbar.  

 

 

2. Zurückweisung der Berufung und gesetzlicher Richter sowie Gebot effektiven 

Rechtsschutzes 

 

Mit der Verfassungsbeschwerde wird gerügt, dass die Voraussetzungen des § 522 Abs. 

2 ZPO für die Zurückweisung der Berufung nicht vorgelegen hätten. Zudem sei zu 

Unrecht die Revision nach § 543 ZPO nicht zugelassen worden.  

 

a) Die verfassungsrechtlichen Maßstäbe zu diesen Rügen werden in der 

Verfassungsbeschwerde miteinander vermischt.  

 

Die Anwendung von § 522 Abs. 2 Satz 1 ZPO hat im Zivilprozess Einfluss auf den 

Instanzenzug. Der einstimmige Beschluss über die Zurückweisung der Berufung 
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schließt den Instanzenzug ab. Er ist nicht anfechtbar und versperrt damit den Weg zur 

Revision. Nach § 522 Abs. 3 ZPO ist der Zurückweisungsbeschluss in gleicher Weise 

anfechtbar wie ein die Berufung zurückweisendes Urteil, in dem die Revision nicht 

zugelassen wurde. Möglich ist danach die Nichtzulassungsbeschwerde nach § 544 

ZPO. Sie war im vorliegenden Fall jedoch nicht zulässig, weil der Wert der mit der 

Revision geltend zu machenden Beschwer weniger als € 20.000,00 betrug. Wäre eine 

Entscheidung in der Form eines Urteils ergangen, wäre jedoch eine 

Revisionszulassung nach § 543 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 ZPO möglich gewesen.  

 

Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts ist eine den Zugang zur 

Revision erschwerende Auslegung und Anwendung von § 522 Abs. 2 Satz 1 ZPO dann 

mit dem Gebot effektiven Rechtschutzes unvereinbar, wenn sie sachlich nicht zu 

rechtfertigen ist. Sie muss sich als objektiv willkürlich erweisen und dadurch den 

Zugang zur nächsten Instanz unzumutbar einschränken (BVerfG, Beschl. v. 25.03.2015 

– 1 BvR 2811/14 -, juris Rn. 15 m.w.N.).  

 

Ein Entzug des gesetzlichen Richters und damit ein Verstoß gegen Art. 101 Abs. 2 Satz 

1 GG ist dagegen nur dann gegeben, wenn die Revision zu Unrecht willkürlich nicht 

zugelassen wird. Dies setzt voraus, dass sie als Rechtsmittel zulässig ist. 

 

b) Die Verfassungsbeschwerde macht geltend, zum Zeitpunkt der Entscheidung des 

Landgerichts habe die Voraussetzung für eine Zulassung der Revision vorgelegen. In 

diesem Fall wäre eine Zurückweisung der Berufung nach § 522 Abs. 2 Nr. 2 und 3 ZPO 

ausgeschlossen. Die Rüge betrifft damit im Ergebnis die Frage des effektiven 

Rechtsschutzes durch eine erschwerende Auslegung der Voraussetzungen des § 522 

ZPO.  

 

c) Die Begründung der Verfassungsbeschwerde überzeugt nicht. 

 

Der Beschluss des Landgerichts ist auf drei jeweils selbständig tragende Gründe 

gestützt. In einem solchen Fall ist die Revision nur zuzulassen, wenn zu jeder 

selbständig tragenden Begründung ein Zulassungsgrund gegeben ist. 
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Die Verfassungsbeschwerde macht nur geltend, die Zulassungsgründe Sicherung einer 

einheitlichen Rechtsprechung und Fortbildung des Rechts hätten vorgelegen. 

Grundsätzliche Bedeutung wird nicht geltend gemacht.  

 

Die Zulassung der Revision zur Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung (§ 543 

Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Alt. 2 ZPO) ist im Falle einer Divergenz geboten (BVerfG, Beschl. v. 

23.04.2014 – 1 BvR 2851/13 -, juris Rn. 34). Eine solche Divergenz ist gegeben, wenn 

in der angefochtenen Entscheidung ein tragender abstrakter Rechtssatz aufgestellt 

wird, der von einem tragenden Rechtsatz in der Entscheidung eines höherrangigen 

oder gleichrangigen anderen Gerichts oder eines anderen Spruchkörpers desselben 

Gerichts abweicht (BVerfG, Beschl. v. 20.11.2019 – 1 BvR 2400/17 -, juris Rn. 10; 

Beschl. v. 23.04.2014 – 1 BvR 2851/13 -, juris Rn. 34 m.w.N. aus der Rechtsprechung 

des BGH). 

 

Der Beschwerdeführer macht insoweit geltend, der Beschluss des Landgerichts weiche 

in allen drei tragenden Begründungen von der ständigen Rechtsprechung des BGH ab. 

Im Zusammenhang mit der Frage der Zulassung einer Revision wird dies pauschal 

geltend gemacht, ohne abstrakte Rechtssätze des BGH zu bestimmten 

Rechtsvorschriften herauszuarbeiten und dem die abstrakten Rechtssätze aus dem 

Urteil des Landgerichts gegenüber zu stellen. 

 

An anderer Stelle der Verfassungsbeschwerde wird jeweils geltend gemacht, die 

Anwendung des Rechts durch das Landgericht sei jeweils willkürlich erfolgt. In diesem 

Zusammenhang wird auch darauf abgestellt, dass angeblich eine Abweichung von der 

ständigen Rechtsprechung des BGH zu den einzelnen Fragen vorliegt.  

 

Geltend gemacht wird dies auch für die dritte Begründung des Landgerichts, wonach 

ein Schadensersatzanspruch aufgrund mitwirkenden Verschuldens nach § 254 Abs. 2 

BGB ausgeschlossen ist. Geltend gemacht wird insoweit jedoch nur, dass aus einem 

Pflichtenverstoß ein Schadenersatzanspruch folgen kann, der auch auf Ersatz 

vorgerichtlicher Rechtsverfolgungskosten gerichtet ist. Aus der Rechtsprechung des 

BGH leitet der Beschwerdeführer weiter den abstrakten Rechtssatz her, dass auf eine 

sofortige Beauftragung eines Anwalts oder eines Inkassodienstleisters nur in Fällen 

verzichtet werden kann, in denen der Anspruch nach Grund und Höhe derart klar ist, 
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dass aus der Sicht des Geschädigten kein vernünftiger Zweifel daran bestehen kann, 

dass der Schädiger ohne Weiteres seiner Ersatzpflicht nachkommen wird (S. 88 der 

Verfassungsbeschwerde). Das Landgericht hat keinen davon abweichenden abstrakten 

Rechtssatz aufgestellt. Vielmehr beschränkt sich der Beschluss insoweit im 

Wesentlichen auf eine Rechtsanwendung im Einzelfall. Über den „Mietpreisrechner“ 

habe der Mieter hinreichend konkrete Anhaltspunkte für die Ermittlungen der 

preisrechtlichen zulässigen Miete erlangt. Auch im Hinblick auf eine bislang vollständig 

vernünftige und konfliktfreie Kommunikation der Mietvertragsparteien hätte er auf dieser 

Grundlage den Vermieter auch mit einer formlosen Anfrage konfrontieren können. Aus 

dem Umstand, dass der Vermieter später die Miete freiwillig reduziert und die 

überzahlte Miete zurückgezahlt hat, hat das Landgericht geschlossen, dass dies auch 

bei einer formlosen Anfrage des Mieters selbst erfolgt wäre. Darin liegt eine 

Rechtsanwendung im Einzelfall unter Würdigung von Tatsachen. Eine Divergenz zu 

einem abstrakten Rechtssatz ist nicht ersichtlich. 

 

Nach § 543 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Alternative 1 ZPO ist die Revision zur Fortbildung des 

Rechts zuzulassen. Eine auf diesen Grund gestützte Zulassung der Revision setzt 

voraus, dass der Einzelfall Veranlassung gibt, Leitsätze für die Auslegung von 

Gesetzesbestimmungen des materiellen oder formellen Rechts aufzustellen oder 

Gesetzeslücken auszufüllen (BVerfG, Beschl. v. 23.04.2014 – 1 BvR 2851/13 -, juris 

Rn. 33). Dies kommt dem Zulassungsgrund der grundsätzlichen Bedeutung nahe. 

 

Zum ersten Begründungsstrang der Unwirksamkeit der Abtretung aufgrund eines 

Verstoßes gegen das Rechtsdienstleistungsgesetz wären wohl dieser Zulassungsgrund 

sowie der Zulassungsgrund einer grundsätzlichen Bedeutung nach § 543 Abs. 2 Nr. 1 

ZPO gegeben gewesen. Dies zeigt auch die grundsätzliche Entscheidung des BGH 

vom 27.11.2019 (VIII ZR 285/18). Das Landgericht hat dies jedoch nicht verkannt. Im 

Beschluss vom 26.07.2018 ist es darauf ausdrücklich eingegangen und hat 

offengelassen, ob insoweit eine grundsätzliche Bedeutung gegeben ist. Es hat darauf 

abgestellt, dass hinsichtlich der zwei weiteren selbständig tragenden Begründungen 

keine Gründe für eine Zulassung der Revision vorliegen.  
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3. Willkürliche Entscheidung des Landgerichts 

 

Weiter wird geltend gemacht, das Urteil verstoße gegen das Willkürverbot.  

 

a) Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts verstößt eine gerichtliche 

Entscheidung gegen den allgemeinen Gleichheitssatz in seiner Ausprägung als Verbot 

objektiver Willkür, wenn die Begründung unter keinem Aspekt rechtlich vertretbar ist 

und sich daher der Schluss aufdrängt, dass er auf sachfremden Erwägungen beruht. 

Dies ist anhand objektiver Kriterien festzustellen. Fehlerhafte Rechtsanwendung allein 

macht eine gerichtliche Entscheidung nicht objektiv willkürlich. Schlechterdings 

unhaltbar ist eine fachgerichtliche Entscheidung vielmehr erst dann, wenn eine 

offensichtlich einschlägige Norm nicht berücksichtigt, der Inhalt einer Norm in krasser 

Weise missverstanden oder sonst in nicht mehr nachvollziehbarer Weise angewendet 

wird (BVerfGE 96, 189, 203; 89, 1, 13). An Willkür fehlt es, wenn sich das Gericht mit 

der Rechtslage eingehend auseinandersetzt und seine Rechtsauffassung nicht jedes 

sachlichen Grundes entbehrt (BVerfG, Beschluss vom 23.09.2016 – 2 BvR 2193/15 -, 

juris Rn. 18). 

 

b) Die Beschwerdeführerin macht geltend, die Entscheidung des Landgerichts sei 

bezogen auf alle drei selbständig tragenden Gründe in diesem Sinne willkürlich. Diese 

Auffassung überzeugt nicht. 

 

Dies gilt jedenfalls für den dritten selbständig tragenden Grund eines Verstoßes gegen 

die Schadensminderungspflicht aus § 254 Abs. 2 BGB und die daran anknüpfende 

fehlende Notwendigkeit der Inanspruchnahme der Beschwerdeführerin für die 

vorgerichtliche Tätigkeit. Das Landgericht hat sich in seinem Zurückweisungsbeschluss 

mit diesem Gesichtspunkt auseinandergesetzt. Es hat dabei zutreffend auf die 

Rechtsnorm des § 254 Abs. 2 BGB abgestellt. Dies entspricht der Rechtsprechung des 

BGH, wonach der materiell-rechtliche Kostenerstattungsanspruch als 

Schadensersatzanspruch der Schadensminderungspflicht aus § 254 Abs. 2 BGB 

unterliegt und eine Verletzung dieser Schadensminderungspflicht einem 

Schadensersatzanspruch entgegenstehen kann.“ Dies ist dann der Fall, wenn die 

Beauftragung eines Rechtsanwalts oder eines Inkassobüros zur Wahrung und 

Durchsetzung der Rechte des Geschädigten nicht erforderlich und zweckmäßig war 
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(BGH, Urt. v. 06.10.2010 – VIII ZR 271/09 -, juris Rn. 8 ff.). Den Inhalt von § 254 Abs. 2 

BGB hat das Landgericht auch nicht in krasser Weise missverstanden. Es hat die 

Regelung auch nicht in nicht mehr nachvollziehbarer Weise angewendet. Vielmehr hat 

es unter Würdigung der Tatsachen im Einzelfall darauf abgestellt, dass der Mieter auch 

ohne Beauftragung der Beschwerdeführerin zu seinem Recht gelangt wäre. Dabei hat 

es auf die durch den „Mietpreisrechner“ erlangten Informationen und die „unschwer“ 

mögliche Rüge nach § 556 g Abs. 2 Satz 2 BGB oder eine fristgebundene Anfrage an 

den Vermieter abgestellt. Ob die Anwendung der Norm in jeder Hinsicht frei von 

Fehlern ist, ist dabei unerheblich. Entscheidend ist vielmehr, ob die vorgenommene 

Würdigung des Landgerichts unter keinem denkbaren Aspekt rechtlich vertretbar ist. 

Dies ist nach Auffassung des DAV nicht der Fall. Es handelt sich vielmehr um eine 

vertretbare Würdigung der Tatsachen in einem Einzelfall.  

 

4. Verstoß gegen den Grundsatz des rechtlichen Gehörs aus Art. 103 Abs. 1 GG 

 

Ein Verstoß gegen das grundrechtsgleiche Recht des Beschwerdeführers aus Art. 103 

Abs. 1 GG liegt nach Auffassung des DAV nicht vor. 

 

a) Dies gilt einmal im Hinblick auf den Umstand, dass die Berufung ohne mündliche 

Verhandlung durch Beschluss nach § 522 ZPO zurückgewiesen wurde.  

 

Aus Art. 103 Abs. 1 GG folgt nicht unmittelbar ein Anspruch auf eine mündliche 

Verhandlung. Vielmehr ist es Sache des Gesetzgebers zu entscheiden, in welcher 

Weise rechtliches Gehör gewährt werden soll. Im Rahmen von § 522 Abs. 2 ZPO ist 

rechtliches Gehör nach § 522 Abs. 2 Satz 2 ZPO in schriftlicher Form durch die 

Einräumung einer Gelegenheit zur Stellungnahme auf einen mit Gründen versehenen 

Hinweisbeschluss zu gewähren. Dies ist nicht zu beanstanden (BVerfG, Beschl. v. 

08.12.2011 – 1 BvR 2514/11 -, juris Rn. 26). Rechtliches Gehör wurde der 

Beschwerdeführerin insoweit gewährt.  

 

Soweit die Beschwerdeführerin einen Gehörsverstoß daraus ableitet, dass das 

Landgericht die tatbestandlichen Voraussetzungen für die Entscheidung ohne 

mündliche Verhandlung nach § 522 Abs. 2 ZPO bejaht hat, fehlt es schon an einer 

objektiv willkürlichen Entscheidung (siehe dazu II. 2. c)). Zudem fehlt es an einer 
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hinreichenden Darlegung, dass die Entscheidung des Landgerichts auf dem 

behaupteten Gehörsverstoß beruht. Die Beschwerdeführerin zeigt nicht auf, was sie im 

Rahmen einer mündlichen Verhandlung konkret weiter vorgetragen hätte. Sie macht 

nur geltend, sie hätte dort vertiefte einfach- und verfassungsrechtliche Ausführungen zu 

den drei vom Landgericht angeführten Alternativbegründungen gemacht. Was sie 

konkret im Rahmen einer mündlichen Verhandlung weiter vorgetragen hätte, bringt sie 

dagegen nicht vor. Zudem hatte die Beschwerdeführerin im Rahmen der von ihr 

erhobenen Anhörungsrüge Gelegenheit zu ergänzendem Vortrag. 

 

b) Auch soweit die Beschwerdeführerin geltend macht, ihr Vortrag zu den drei 

selbständigen Begründungssträngen sei vom Landgericht nicht zur Kenntnis 

genommen worden, begründet dies keinen Verstoß gegen Art. 103 Abs. 1 GG.  

 

Aus Art. 103 Abs. 1 GG folgt auch die Pflicht, den Vortrag der Beteiligten zur Kenntnis 

zu nehmen und ihn in Erwägung zu ziehen. Dabei muss nicht jede Äußerung des 

Beteiligten in den schriftlichen Entscheidungsgründen aufgeführt und nicht jedes 

Vorbringen dort ausdrücklich beschieden werden. Vielmehr gilt in der Regel die 

Vermutung, dass das Gericht den Vortrag zur Kenntnis genommen hat (BVerfGE 40, 

101, 104 f.).  

 

Zum dritten tragenden Grund kann nicht deshalb von einem Gehörsverstoß 

ausgegangen werden, weil das Landgericht weder im Zurückweisungsbeschluss noch 

im Beschluss über die Anhörungsrüge den Vortrag der Beschwerdeführerin zu den 

Erwägungen des Gesetzgebers für die Mietrechtsnovelle erwähnt hat. Vielmehr ist 

davon auszugehen, dass das Landgericht diese Ausführungen zur Kenntnis genommen 

und erwogen hat. Zentral waren sie für die Begründung des Landgerichts nicht, weil das 

Landgericht auf einen konkreten Einzelfall und die Würdigung der dafür maßgeblichen 

Tatsachen abgestellt hat, während die Begründung des Gesetzentwurfs sich gerade 

nicht mit konkreten Einzelfällen mit ihren spezifischen Umständen befassen kann.  

 

Für die ersten beiden selbständig tragenden Gründe fehlt es schon an einer Kausalität 

für die Entscheidung des Landgerichts, weil diese auch auf einen dritten selbständig 

tragenden Grund gestützt ist.  


